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   I. Problemstellung 

 Die Unterscheidung zwischen Masseverbindlichkeiten 
(§§ 53 ff. InsO) einerseits und Insolvenzforderungen (§§ 38 ff. 
InsO) andererseits ist für die Befriedigungsaussichten der 
Gläubiger im Insolvenzverfahren von zentraler Bedeutung. 
Während Insolvenzgläubiger dem in § 1 InsO verankerten 
Gläubigergleichbehandlungsgrundsatz 2   unterworfen sind  –   
ihre Forderungen also gem. § 87 InsO i.V.m. den §§ 174 ff. 
InsO beim Insolvenzverwalter zur Insolvenztabelle anmelden 
müssen und am Ende des Verfahrens vielfach nur mit einer 
geringen Quotenzahlung rechnen können 3   –   werden Masse-
gläubiger in mehrfacher Hinsicht privilegiert. Ihre Forderun-
gen sind vom Insolvenzverwalter nach § 53 InsO „vorweg“ –   
mithin vor den einfachen Insolvenzforderungen  –   aus der 
Insolvenzmasse zu befriedigen. Überdies ist die Erfüllung 
einer Forderung, die im eröffneten Insolvenzverfahren als 
Masseverbindlichkeit zu qualifi zieren wäre, nach Verfahrens-
eröffnung der Anfechtung (§§ 129 ff. InsO) durch den Insol-
venzverwalter entzogen. 4   Die („richtige“) Einordnung der 
Forderung entscheidet also in vielen Fällen nicht nur über de-
ren wirtschaftliche Werthaltigkeit, 5   sondern auch über die Be-
ständigkeit einer vorinsolvenzlichen Erfüllung. Vor diesem 
Hintergrund verwundert es nicht, dass insbesondere der Fis-
kus seit einigen Jahren (und das durchaus erfolgreich) bestrebt 
ist, die mit Inkrafttreten der InsO abgeschafften „Konkursvor-
rechte“ 6   mittelbar über die Aufwertung potenzieller Insolvenz-
forderungen zu Masseverbindlichkeiten zu beleben. 7   Hervor-
zuheben ist hier etwa die Einführung des § 55 Abs. 4 InsO 
durch das Haushaltsbegleitgesetz 2011 (HBeglG 2011) mit 
Wirkung zum 1.1.2011. 8   Unterstützt wird diese Entwicklung 
durch die neuere fi nanzgerichtliche Rechtsprechung, die in 
der insolvenzrechtlichen Literatur zwar viel Kritik erfahren 
hat, inzwischen aber als mindestens gefestigt bezeichnet wer-
den muss und entsprechende Beachtung beansprucht. 9    

 Auch im Insolvenzarbeitsrecht ist die Abgrenzung der Masse-
verbindlichkeiten von den einfachen Insolvenzforderungen 
von erheblicher Relevanz und immer wieder Gegenstand 
obergerichtlicher Entscheidungen. 10    

 Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens führt weder zur auto-
matischen Beendigung der vom Schuldner eingegangenen 
Arbeitsverhältnisse noch besteht für den Insolvenzverwalter 
das Erfüllungswahlrecht aus § 103 InsO. Arbeitsverhältnisse 
bestehen vielmehr nach § 108 Abs. 1 Satz 1 InsO mit Wirkung 
für die Insolvenzmasse fort. 11    

 In der Insolvenz des Arbeitgebers rückt der Insolvenzverwal-
ter in die Arbeitgeberfunktion ein. 12   Die Ansprüche des Arbeit-
nehmers aus dem Arbeitsverhältnis stellen ab Insolvenzeröff-
nung grds. Masseverbindlichkeiten nach § 55 Abs. 1 Nr. 2, 2. 
Alt. InsO dar. Ansprüche für die Zeit vor der Eröffnung des 

Insolvenzverfahrens kann der Arbeitnehmer allerdings nur als 
Insolvenzgläubiger geltend machen (§§ 38, 108 Abs. 3 InsO). 
Diese Differenzierung beruht auf dem in § 1 InsO als Regel-
fall verankerten Prinzip der gemeinschaftlichen Gläubigerbe-
friedigung. Die §§ 53 –   55 InsO haben demgegenüber „Aus-
nahmecharakter“. 13    

 Maßgebliches Kriterium für die Abgrenzung der Massever-
bindlichkeiten von den „einfachen“ Insolvenzforderungen ist 
das Tatbestandsmerkmal „begründet“ in § 38 InsO. Die For-
derung ist zzt. der Eröffnung des Insolvenzverfahrens „be-
gründet“ und damit Insolvenzforderung, wenn  ihr Rechts-
grund zum Zeitpunkt der Verfahrenseröffnung bereits gelegt 
war bzw. der den Anspruch begründende Tatbestand bereits 
vor Insolvenzeröffnung vollständig verwirklicht und damit ab-
geschlossen war . 14   Demgegenüber ist unerheblich, ob die For-
derung selbst im Zeitpunkt der Eröffnung schon entstanden 
oder fällig war. 15   So ist etwa der (aufschiebend bedingte) An-
spruch auf Zahlung einer Abfi ndung, der  ausschließlich  auf 
einer vor Insolvenzeröffnung geschlossenen Vereinbarung des 
Schuldners mit dem Arbeitnehmer bzw. –   bei kollektivvertrag-
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